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1 Neuerungen der 6. KWG-Novelle (ab 01.10.1998)

( Ziel:
europäische Harmonisierung

1.1 1. Erweiterung der im KWG begrifflich bestimmten Bankgeschäfte (§1 KWG)

neu sind:

· Geldkartengeschäft

· Netzgeldgeschäft

· Emissionsgeschäft

1.2 Aufnahme der Finanzdienstleister unter Aufsicht des KWG bzw. BAKred (grauer Kapitalmarkt) §1 Abs. 1a KWG

( Ausgleich der Wettbewerbsverzerrung

( Geld soll der Wirtschaft erhalten bleiben

1.3 Einführung der Institutskategorien Handelsbuch- und Nichthandelsbuchinstitut

· Der Anteil des Handelsbestandes (Depot A) beträgt in der Regel nicht mehr als 5% (relative Grenze) und liegt immer unter 6% (absolute Grenze) der Gesamtsumme der bilanziellen und außerbilanziellen Geschäfte. Die Gesamtsumme der einzelnen Positionen des Handelsbuches liegt in der Regel unter 15 Mio. (relative Grenze) Euro und nie über 20 (absolute Grenze) Mio. Euro. (§2 Abs. 11 KWG)

( Wird eine dieser Grenzen überschritten, ist das Institut zwingend Handelsbuch-

     institut und muß dies unverzüglich dem BAKred anzeigen.

( Entscheidende Einflüsse auf personelle und organisatorische Abläufe (MAH`s)

1.4 Erweiterung des Eigenkapitalbegriffs (§10 KWG)

· Sicherungsfunktion/Gläubigerschutzfunktion

· Finanzierungsfunktion

· Verlustausgleichsfunktion

· Geschäftsbegrenzungsfunktion (Grundsatz I , Großkredite)

· Vertrauensbildungsfunktion

Eigenmittel = HEK + Drittrangmittel

HEK = Kernkapital + Ergänzungskapital (I.+II. Klasse) ./. Abzüge*

* aufgrund §10 Abs. 6 KWG


Beteiligungen an KI mit mehr als 10% des Eigenkapitals dieser Unternehmen


Beteiligungen an KI, wenn der Gesamtbetrag mehr als 10% des eigenen HEK 
beträgt


= Summe der Abzüge

1.4.1 Kernkapital

Eingezahltes Geschäftskapital (Sicherheitsrücklage)

+ 
Kapital- und Gewinnrücklagen

+ 
Zwischengewinne (aus unterjährigen Abschlüssen -> diese müssen den 

Anforderungen für JA`s entsprechen (§10 Abs. 3 KWG)

+ 
Nachgewiesenes freies Vermögen

+ 
Vermögenseinlagen stiller Gesellschafter

+ 
Sonderposten für allgemeine Bankrisiken (§340g HGB)

= Brutto-Kernkapital

./. 
Verluste

./. 
Immaterielle Vermögenswerte (Firmenwert, Software etc.)

= Netto-Kernkapital

1.4.2 Ergänzungskapital 

( Anrechnung zu max. 100% des Kernkapitals

Vorsorgereserven nach §340f HGB

+ 
Vorzugsaktien

+ 
Neubewertungsreserven nach §10 Abs. IV a + b KWG (Vorteil: kostenlos)

+
Rücklage nach §6b EStG (Anrechnung zu 45%)

+
Genußrechte

[image: image2.wmf]= Ergänzungskapital der Klasse 1


+ 
Haftsummenzuschlag bei Genossenschaften

+ 
Längerfristige nachrangige Verbindlichkeiten




( ( mind. 5 J. Ursprungslaufzeit )

= Ergänzungskapital der Klasse 2





Drittrangmittel

Sie dienen der Unterlegung/Absicherung von Marktpreisrisiken bei Handelsbuchinstituten (nicht Kreditausfallrisiken).

Drittrangmittel setzen sich zusammen aus:

· Nettogewinne aus Handelsgeschäften

· kurzfristigen nachrangigen Verbindlichkeiten (mind. 2 Jahre Ursprungslaufzeit)

( Alle Drittrangmittel dürfen zusammen mit dem freien Ergänzungskapital bis zu 250% des freien Kernkapitals (nicht zur Anrechnung benötigt) betragen.

Sofern die 250%-Grenze nicht durch kurzfristige nachrangige Verbindlichkeiten ausgeschöpft wird, können die kurzfristigen nachrangigen  durch gekapptes Ergänzungskapital aufgefüllt werden. (( Auffüllung bis zur Grenze)

1.4.3 Unterschied zwischen Reserven nach § 340 f HGB und 340 g HGB

Kriterium
340 f - Reserve
340 g -Reserve



Steuerliche Behandlung
· Zu versteuern
· Zu versteuern

Bilanzausweis
· Wird von den entsprechenden Aktiva abgesetzt ( 

· Für Außenstehenden nicht bzw. kaum erkennbar !
· Separater  Passivposten ( offener Ausweis (
· Für Außenstehende erkennbar !

Zweck
· Ergebnissteuerung ( Bilanzkosmetik

· Risikovorsorge


· Für die Praxis unbedeutend

EK-Behandlung
· Ergänzungskapital I. Klasse
· Kernkapital

Beispielrechnung für Eigenmittelausweis

Die Bayernbank AG weist in ihrer Bilanz folgende Eigenkapitalpositionen aus:

Gezeichnetes Kapital                                    
100 Mio. DM

+ offene Rücklagen
400 Mio DM

+ Fonds für allgemeine Bankrisiken
30 Mio DM

= Bruttokernkapital
530 Mio DM

- immaterielle Vermögensgegenstände
20 Mio DM

= Kernkapital


510 Mio DM

Ergänzungskapital


 1. Klasse


  Vorsorgereserven nach § 340 f HGB
90 Mio DM

+ Nicht realisierte Reserven


   Bei Immobilien 40 Mio DM davon 45%=  
18 Mio DM

   Bei Wertpapieren 60 Mio DM, davon   

   35% =
21 Mio DM

+ Genußrechte
300 Mio DM

=Summe 1. Klasse


429 Mio DM

 2. Klasse


 Längerfr. nachr. Verbindlichkeiten
100 Mio DM

= Summe 2. Klasse


100 Mio DM

(Summe Ergänzungskapital


529 Mio DM

(Kappung Ergänzungskapital

(max. 100 % Kernkapital)
510 Mio DM

(Kern- + Ergänzungskapital
1020 Mio DM



- Abzugsposten

(z.B. nicht konsolidierte Beteiligungen)
20 Mio DM

= haftendes Eigenkapital
1000 Mio DM



Die Bayernbank AG hat ferner kurzfristige nachrangige Verbindlichkeiten i. Höhe von 
120 Mio DM

Die bewertete Risikoaktiva, die mit Adressenausfallrisiken behaftet sind, betragen
11.500 Mio DM

Das haftende Eigenkapital muß mindestens 8% dieser Risikoaktiva betragen. Da das Ergänzungskapital nur maximal in Höhe des Kernkapitals anerkannt wird, muß ein Kernkapital von mindestens 4% der Risikoaktiva vorhanden sein. An Kernkapital sind folglich für die Unterlegung von Adressenausfallrisiken gebunden:

4% aus 11.500 Mio DM = 460 Mio DM;

nach anteiliger Berücksichtigung des Abzugspostens (50% von 20 Mio DM) verbleibt ein freies Kernkapital von 
40 Mio DM

Ergänzungskapital wird ebenfalls in Höhe von 460 Mio DM (= 4% aus 11.500 DM) für Adressenausfallrisiken benötigt. Nach anteiliger Berücksichtigung des Abzugspostens besteht ein freies Ergänzungskapital von 
40 Mio DM

Drittrangmittel sind vorhanden in Höhe von 120 Mio DM aus den kurzfristigen nachrangigen Verbindlichkeiten sowie 19 Mio DM aus dem gekappten Ergänzungskapital, insgesamt 
139 Mio DM

Insgesamt stehen damit zur Abdeckung der Marktrisiken zur Verfügung:

· freies Kernkapital 40 Mio DM

· freies Ergänzungskapital 40 Mio DM

· Drittrangmittel 139 Mio DM

Die vorhandenen Drittrangmittel werden nur zu 60 Mio DM angerechnet (verwendete Drittrangmittel), um die 250%-Grenze des freien Kernkapitals (100 Mio DM) gemeinsam mit dem freien Ergänzungskapital nicht zu überschreiten. Damit können Marktrisiken in Höhe von maximal 140 Mio DM durch vorhandene Eigenmittel getragen werden. 


An Eigenmittel stehen insgesamt zur Verfügung:

  Haftendes Eigenkapital

+(verwendete) Drittrangmittel

=Eigenmittelbasis
1.000 Mio DM

60 Mio DM

1.060 Mio DM

1.4.4 Grundsätze über Eigenkapital und Liquidität

Grundsatz I (Eigenkapitalgrundsatz)



Das in % ausgedrückte Verhältnis zwischen dem HEK und den gewichteten Risikoaktiva eines KI darf 8% nicht übersteigen.

Grundsatz II (Liquiditätsgrundsatz)



Die (langfristigen) Anlagen eines KI abzüglich der Wertberichtigungen sollen die Summe der langfristigen Finanzierungsmittel nicht übersteigen.

Grundsatz III (liquiditätsgrundsatz)



Die (kurzfristigen) Anlagen eines KI abzüglich der Wertberichtigungen sollen die Summe der kurzfristigen Finanzierungsmittel nicht übersteigen.

1.5 Dynamisierung der Eigenmittelbestandteile

Zufluß- und Abflußprinzip wurde eingeführt, d.h. die Eigenmittel verändern sich täglich und müssen täglich berechnet werden (wegen HEK/Risikoaktiva >/= 8%)

( Statische Bestandteile:


· Sicherheitsrücklage ( Veränderung nur 1 x im Jahr

( Dynamische Bestandteile:


· Unterjährige Ausgabe von nachrangigen IHS ( Anrechnung ab Ausgabe (( Zuflußprinzip)

· Fälligkeit einer Genußschein-Tranche ( Abzug ab Fälligkeit

(( Abflußprinzip)

Merke !

Es handelt sich nun um eine doppelte Dynamik, da sich sowohl Eigenkapital als auch gewichtete Risikoaktiva unterjährig ändern können !

1.6 Bausteinprinzip (Building-Block-Approach)

Jedem Risiko wird ein ideeller Teil des HEK eineindeutig (klar) zugeordnet und damit abgedeckt. Die Doppelbelegung von EK wird unterbunden.

Festgelegte Reihenfolge:


1. Adressenausfallrisiken (Kredite) aus dem Anlagebuch


2. Adressenausfallrisiken aus dem Handelsbuch


3. Marktpreisrisiken im Anlage- oder Handelsbuch


4. Überschreitung der Großkreditgrenze (Überschreitung muß 1:1 durch


    EK/EM gedeckt werden)

5. Überschreitung von Anlagerisiken (Beteiligungen) i. S. v. §12 KWG

Bestandteile der Eigenmittelbasis

Eigenmittel
Drittrangmittel
Kurzfristige Nachrangverbindlichkeiten

Nettogewinne aus dem Handelsbuch
Anerkennungsfähig

bis max. 250 % des freien Kernkapitals
Unterlegung der Marktpreisrisiken



Überschüssiges Ergänzungskapital (Kappungsgrenzen des KK übersteigend)










Haftendes Eigenkapital
Ergänzungskapital

(maximal Kernkapital)
Freies Ergänzungskapital





Gebunden durch Anlagebuch
Unterlegung der Adressenausfallrisiken



Kernkapital


Freies Kernkapital


Unterlegung der Marktrisiken




Gebunden durch Anlagebuch
Unterlegung der Adressenausfallrisiken

1.7 Großkreditvorschriften

1.7.1 Nichthandelsbuchinstitut (§13 KWG):
Grenzwerte:


· Großkreditmeldegrenze (ab 10%)

· Einzelkreditobergrenze (max. 25%); Übergangsregelung von 40% bis 12/00

· Gesamtkreditobergrenze (max. 8-fache des HEK)

Für Großkredite sind nur noch vierteljährliche Sammelanzeigen zusammen mit Mio.-krediten erforderlich (bis 15. des Folgemonats nach Quartalsende).

Kredit = Zusage für eine Kreditnehmereinheit

1.7.2 Handelsbuchinstitute (§ 13a KWG)
Für das Anlagebuch gelten analog die 3 Vorschriften für Nichthandelsbuchinstitute, d.h. Bezugsgröße ist das HEK.

Für das Gesamtbuch (Anlage- + Handelsbuch) gelten als Bezugsgröße die Eigenmittel (HEK + Drittrangmittel).

Einhaltung von sieben Grenzen:

Unserer Meinung nach sind diese Grenzwerte im Müller-Script nicht ganz  korrekt widergegeben, lt. H. Müller werden diese Grenzen jedoch nicht abgefragt ! Dem interssierten Leser empfehlen wir die Lektüre des § 13 a KWG!

1. kreditnehmerbezogene Gesamtposition (ab 10% der EM)

2. kreditnehmerbezogene Anlagebuch - Gesamtposition (ab 10% des hEK)

3. kreditnehmerbezogene Handelsbuch - Gesamtposition (ab 10% der EM) Teilmenge zu (1) !!! Demnach überflüssig !!!
4. Anlagebuch - Großkrediteinzelobergrenze (max. 25% des hEK)

5. Anlagebuch - Großkreditgesamtobergrenze (max. 8-fache des hEK)
6. Gesamtbuch - Großkrediteinzelobergrenze (max. 25% der EM)

7. Gesamtbuch - Großkreditgesamtobergrenze (max. 8-fache der EM)

Es fehlen IMHO einige Handelsbuchkriterien (siehe Vortrag Torsten + Ines )

1.8 Änderung des §18 KWG

Die Offenlegungsgrenze wurde von 250TDM auf 500TDM erhöht.

Das Verfahren nach §18 KWG vollzieht sich in drei Schritten

1. Vorlage der erforderliche Unterlagen (rechtsverbindlich unterschrieben)

2. Auswertung

3. Dokumentation/ Plausibilitätsprüfung

Übertragung stiller Reserven

( §6b EStG ( Einstellung von Gewinnen aus der Veräußerung bestimmter Anlagegüter

1.9 Ziel des §6b EStG (Warum?)

· Steuerbelastung stiller Reserven soll vermieden werden, wenn sie reinvestiert werden.

· Stille Reserve = Verkaufserlös ./. Buchwert

1.10 Voraussetzungen des §6b EStG

1.10.1 Begünstigte Betriebe (Wer?)

§ 1 KöStG i.V.m. § 8 KöStG (Regelung gilt auch für Sparkassen)

1.10.2 Von welchen Wirtschaftsgüter darf übertragen werden ?

· Gilt bei Veräußerung von Wirtschaftsgütern, die mindestens 6 Jahre zum AV einer inländischen Betriebsstätte gehört haben 

· Maßgeblich ist hierbei die wirtschaftliche Eigentumsübertragung (nicht die rechtliche).

· Bei Generalüberholung (nachträgliche HK) entsteht ein neues Wirtschaftsgut (WG) ( die 6 Jahresfrist beginnt neu.

1.10.3 Übertragungsfähiger Veräußerungsgewinn (Welcher Betrag?)

· Verkaufspreis ./. Buchwert, der zum Zeitpunkt der Veräußerung anzusetzen wäre

· Buchwert:

· normale AfA zeitanteilig absetzen (monatsgenau( pro rata temporis) 

· Sonder-Afa und erhöhte AfA voll absetzen (auch die im Jahr des Verkaufs)

1.11 Wohin kann man stille Reserven übertragen( zulässige Reinvestítionen?

bei Verkauf von...
% der Gewinne
übertragbar auf...







Grund-
Gebäude
BGA
Anteile an







stücke




Kap. Gesell.

Grundstücke


100

  X

  X

  X



Gebäude


100



  X

  X



abnutzbare bewegl.

50





  X



WG mit 25 Jahren ND

Anteile an Kapital-

50



  X

  X

X

gesellschaften

(6 J. im AV)

1.12 Zeitlicher Rahmen für die Übertragung begünstigter Veräußerungsgewinne

· Das WG , auf das die stille Reserve übertragen werden soll, muß im Jahr der Aufdeckung der stillen Reserve oder im Jahr davor angeschafft werden sein.

· Die stille Reserve ist vom Buchwert des neuen WG abzuziehen, der sich am Ende des Wirtschaftsjahres der Anschaffung ergibt.

· Die begünstigten Gewinne (stille Reserven) können im Jahr der Entstehung entweder:

· Übertragen § 6b (1) EStG
oder

· in eine steuermindernde Rücklage eingestellt werden ((Sonderposten mit Rücklageanteil - 6b-Rücklage § 6b (3) EStG 
Vorteil: 
- „steuerneutral parken“


- Zeitgewinn für die Planung neuer Investitionen

1.13 Rücklagen gemäß §6b (3) EStG

1.13.1 Rücklagenbildung

Im Jahr der Veräußerung Aufdeckung der stillen Reserve.

1.13.2 Rücklagenübertragung

allgemein:


bis zum Ende des 4. Jahres nach Bildung der Rücklage

bei Gebäudeneubauten:
bis zum Ende des 6. Jahres nach Bildung, wenn 




Herstellungsbeginn bis Ende des 4. Jahres nach Bildung 



erfolgt

Herstellungsbeginn bei Gebäuden:

· Einreichung Bauantrag

· wenn für Neubau vor dem Bauantrag ein altes Gebäude abgerissen wird, dann gilt Abriß als Herstellungsbeginn

1.13.3 Auflösung der Rücklage und Verzinsung

· wenn in 4 bzw. 6 Jahren die Rücklage gewinnerhöhend aufgelöst wird, ohne Übertragung auf neues WG

· 6% Strafzinsen für die Rücklage für jedes volle Jahr des Bestandes

· da 6b-Rücklagen typischerweise zum Bilanzstichtag gebildet und auch aufgelöst werden, ergibt sich i.d.R. eine Frist von genau 4 bzw. 6 Jahren

· ( Einstellung TDM 50 in 6b-Rücklage am 31.12.1999 ( bei Nichtübertragung muß Auflösung am 31.12.2005 erfolgen ( Strafzinsen = TDM 50 x 6 v.H. x 6 Jahre = 18 TDM 

· Strafzinsen sind steuerlich nicht als Aufwand abziehbar

1.13.4 Maßgebliche AHK nach Übertragung der stillen Reserve §6b IV EStG

Beim Abzug im Anschaffungsjahr bleibt der verminderte Betrag der AHK maßgebend für die AfA-Berechnung und die Entscheidung , ob ein GWG vorliegt.

Beim Abzug eines im Vorjahr angeschafften WG:

-> AfA richtet sich nach den verminderten AHK

-> im Vorjahr gebuchte AfA bleibt unverändert

1.13.5 Übertragung stiller Reserven bei Ersatzbeschaffung infolge höherer Gewalt (Abschnitt 35 EStR)

· Nicht auf die in § 6b EstG genannten Wirtschaftsgüter beschränkt

· Geht ein WG durch höhere Gewalt (Brand, Diebstahl usw.) unter, so sind die aufgedeckten Reserven (Versicherungssumme ./. Buchwert) auf ein angeschafftes Ersatz-WG übertragbar oder können erst in eine Rücklage eingestellt werden.

· Ersatz-WG = erfüllt wirtschaftlich dieselbe Aufgabe am gleichen Ort

· Übertragung der stillen Reserve durch Abzug von den AHK des Ersatz-WG (gilt für alle WG)

Beispiel:

· letzter Buchwert des ausgeschiedenen WG


30 TDM

· Entschädigung der Versicherung



50 TDM

· -> aufgedeckte stille Reserve




20 TDM

· AHK des Ersatz-WG





40 TDM

· zu übertragende anteilige stille Reserve:







20 TDM x 40/50 TDM=16 TDM
· verminderte AHK des Ersatz-WG 
40 TDM - 16 TDM=
24 TDM

· steuerpflichtiger Ertrag in Höhe der nicht übertragenen

    stillen Reserve






  4 TDM

Kann am Ende des Wirtschaftsjahres, in dem der Gegenstand untergegangen ist, kein Ersatz beschafft werden...

· Bildung einer steuerfreien Rücklage für die Ersatzbeschaffung

· Voraussetzung: ernstlich geplante Ersatzbeschaffung

Die Rücklage ist nach einem Jahr gewinnerhöhend aufzulösen, wenn bis dahin ein Ersatz-WG weder angeschafft noch bestellt ist ( bei Grundstücken und Gebäuden: 2-Jahresfrist

2 Wertpapiere

2.1 Wertpapierkategorien:

Dreiteilung der im Eigenbestand befindlichen WP:

· WP, die wie AV behandelt werden

· WP des Handelsbestandes

· WP der Liquiditätsreserve (nicht 1. oder 2.)

„Handelsbestand“ oder „Behandlung wie AV“ sind gesetzlich nicht definiert;

· die Sparkasse entscheidet bei Erwerb über die Zweckbestimmung (i.d.R. Vorstandsbeschluß);

·  eine spätere Umwidmung ist möglich, aber nicht willkürlich 

2.2 WP des Handelsbestandes

· keine gesetzliche Definition

· Begründung im Bankbilanzrichtliniengesetz (BaBiRiLiG)

Handelsbestand: 

vom KI zu bestimmender Bestand an WP, den es vorhält, um seinen WP-Handel zu betreiben (Eigenhandel+Kurspflege)

· bei Bewertung gilt strenges Niederstwertprinzip

· Zuordnung Handelsbestand/Liquiditätsreserve:

· Ermessensspielraum

· angemessen, plausibel und nachprüfbar; Entscheidung der Kompetenzträger

· besondere buchhalterische Erfassung

· keine willkürliche Umwidmung

· Handelsbestand oft im Zugriff der WP-Abteilung

Funktionen der WP-Kategorien

Haben Auswirkungen auf:

1.) in welcher GuV-Position die Aufwendungen/Erträge aus dem Handel, der      Einlösung und der Bewertung des WP einfließen (z.B. Handelsbestand: Nettoertrag aus Finanzgeschäften;

· Anlagebestand: Pos. 15 oder 16 der GuV;

· Liquiditätsreserve: Pos. 13 oder 14 der GuV) 

2.) ob die WP in die Bemessungsgrundlage für die Bildung stiller Reserven 

     eingehen

· §340f HGB Reserven nur für WP der Liquiditätsreserve

· Bildung/Auflösung der Reserve gehen in die Überkreuz-Kompensation ein (Pos. 13 oder 14 GuV)

3.) ob die WP für Neubewertungsreserven anwendbar sind ( grunds. für alle WP, aber bei Handelsbestand wegen häufigem Umschlag unpraktisch

4.) Bewertung 

· wie AV behandelte WP -> AV -> gemildertes NWP

· Handelsbestand -> UV -> strenges NWP

· Liquiditätsreserve - > UV -> strenges NWP

5.) Anhang/Anlagespiegel

( WP des AV sind gemäß §34 RechKredV (Rechnungslegungsverordnung für KI) aufzunehmen

3 Forderungsbewertung

· Teilwertabschreibung (EWB bei Forderungen z.B: Krediten/ ERÜ bei Eventualverbindlichkeiten z.B. Avalen) auf Forderungen (ab 1999) nur noch möglich, wenn eine voraussichtlich dauernde Wertminderung vorliegt

Prognose über die wirtschaftlichen Verhältnisse des Kreditnehmers für 1-2 Jahre, ohne konkrete Anhaltspunkte für eine Verbesserung der wirtschaftlichen Situation des Kreditnehmers

· Einführung eines steuerlichen Wertaufholungsgebotes bei gleichzeitiger Einschränkung des Wertbebehaltungswahlrechts

steuerliches Wertaufholungsgebot (Pflicht zur EWB-Auflösung), sofern die Sparkasse nicht nachweist, daß auf Grund der weiterhin dauerhaft gegebenen Wertminderung die EWB/ERÜ gerechtfertigt ist (Neu: Nachweis erforderlich)

Auflösungspflicht bei Verbesserung der wirtschaftlichen Verhältnisse bzw.
nachträgliche Sicherheitenverstärkung

Auflösung der EWB/ERÜ führt zu einer Gewinnerhöhung. Es besteht die Möglichkeit, diese in Höhe von 1/5 p.a. aufzulösen, die restlichen 4/5 
werden in die SoPo eingestellt und in den nächsten 4 Jahren zu je 1/5 
aufgelöst.

· Umkehr der Beweislast

gesetzliche Nachweispflicht (lückenlose Dokumentation) über das Vorliegen einer dauerhaften Wertminderung durch das KI

· Erhöhte Anforderungen an EWB- und Kreditbeschluß in der Sparkasse
keine Anerkennung bei mangelhafter Erfüllung der Nachweispflicht

Gelegentliche Kontoüberziehungen werden im Gegensatz zu Darlehensrückständen nicht als Leistungsstörungen definiert

4 Allgemeine Bewertungsgrundsätze

4.1 Bilanzidentität/Bilanzkontinuität (§252 Abs. 1 Nr. 1 HGB)

Wertansätze der Eröffnungsbilanz = Wertansätze der Schlußbilanz des Vorjahres

4.2 Fortführung der Unternehmertätigkeit (§252 Abs. 1. Nr. 2 HGB)

( „going concern“, d.h. bei der Bewertung ist von der Fortführung der Unternehmenstätigkeit auszugehen

Vermögensgegenstände sind nicht nach dem Liquidationserlös sondern grundsätzlichen nach den AHK zu bewerten

4.3 Grundsatz der Einzelbewertung (§252 Abs. 1. Nr. 3 HGB)

Vermögensgegenstände und Schulden sind zum Stichtag einzeln zu bewerten

Zweck:
verhindern, daß Wertminderung und Werterhöhung gegeneinander 

aufgerechnet werden

4.4 Ausnahmen von der Einzelbewertung

( §340f HGB („Vorsorge für allgemeine Bankrisiken“)

Befugnis des KI, Forderungen und WP der Liquiditätsreserve mit einem niedrigen als den nach §253 I + III, §279 I S. 1 vorgeschriebenen oder zugelassen Wert anzusetzen, soweit dies nach vernünftiger kaufmännischer Beurteilung zur Sicherung gegen die besonderen Risiken des Geschäftszweiges der KI notwendig ist 

· Globalabschreibung bis 4% der Bemessungsgrundlage (Absetzung pauschaler Beträge von der Summe der Wertansätze der Forderungen und WP des UV) als Vorsorge

· werden bei Bildung/Einstellung versteuert (s.g. versteuerte stille Reserve)

4.5 Überkreuzkompensation

Verrechnung von Aufwendungen und Erträgen aus der Bildung/Auflösung von EWB sowie aus Abschreibungen/Zuschreibungen auf WP der Liquiditätsreserve. Ein positiver Saldo wird in der Position 14 der GuV ausgewiesen, ein negativer in der Position 13.

Außenstehende können den Umfang der Bildung stiller Reserven und den Umfang tatsächlicher Ausfälle nicht oder nicht in voller Höhe erkennen.

Erträge




Aufwendungen
Kredit





Kredit

->Auflösung EWB



->Bildung EWB







->Direktabschreibungen

WP





WP

->Zuschreibung



->Abschreibung

§340f HGB




§340f HGB

->Auflösung




->Bildung

4.6 Niederstwertprinzip

strenges Niederstwertprinzip


gemildertes Niederstwertprinzip

Umlaufvermögen




Anlagevermögen







nicht abnutzbar

abnutzbar

Obergrenze: Anschaffungswert

Obergrenze:


Obergrenze:







Anschaffungswert

Anschaffungswert











abzüglich plan-











mäßiger AfA











(zwingend)

Abschreibung auf den


Abschreibung auf den
außerplanmäßige

niedrigeren Zeitwert (zwingend)

niedrigeren Zeitwert
Abschreibung auf







(zwingend) bei dauern-
den niedrigeren







der Wertminderung;
Zeitwert (zwing.)






sonst Wert beibehalten
bei dauernder











Wertminderung;










sonst beibehalten

4.7 Stichtagsprinzip (§252 Abs. 1. Nr.3 HGB)

Schulden und Vermögensgegenstände sind zum Bilanzstichtag zu bewerten.

Alle am Bilanzstichtag bekannten Umstände sind zu berücksichtigen.

Erkenntnisse nach dem Bilanzstichtag:

Wertaufhellende

bessere Erkenntnis über den Wert am Stichtag sind bei der Bewertung zu berücksichtigen, wenn sie vor dem Stichtag verursacht wurden. z.B. im Januar Kenntnis vom Konkurs eines Schuldners, Forderung war am Stichtag schon nicht vollwertig ( EWB muß gebildet werden !
Wertbeeinflussende:


· Verursachung nach dem Stichtag findet keineBerücksichtigung, z.B. Brandschaden im neuen Jahr 

· Erwähnung im Anhang (( Lagebericht) sollte aber bei nennenswerten Beträgen erfolgen

4.8 Ausnahmen vom Stichtagsprinzip 

( §253 Abs.3. Satz 3 HGB

Bei Vermögensgegenständen des UV dürfen neben der außerplanmäßigen Abschreibung zusätzliche Abschreibungen vorgenommen werden, soweit diese nach vernünftiger kaufmännischer Beurteilung notwendig sind, um zu verhindern, daß in nächster Zukunft der Wertansatz dieser Vermögensgegenstände auf Grund von Wertschwankungen geändert werden muß.

z.B. Erkenntnis am 07.01. : Eine Anleihe wird nur zu 80% zurückgezahlt ( Anleihe kann zum 31.12. des Vorjahres um 20% abgeschrieben werden ( wird nur in Handelsbilanz nicht in Steuerbilanz berücksichtigt

5 Neubewertungsreserven

· Voraussetzung: Kernkapital >/= 4,4% der Risikoaktiva

· Höchstbetrag: 1,4% der Risikoaktiva

Notierte Wertpapiere
Grundstücke (grundstücksgleiche Rechte, Gebäude)



Kurs am Bilanzstichtag

Oder, sofern niedriger
Beleihungswert




Durchschnittskurs am Bilanzstichtag und an den vorangegangenen drei Bilanzstichtagen





= Kurs


./. Buchwert
./. Buchwert

= nicht realisierte Reserve
= nicht realisierte Reserve




./. vermiedene AfA, soweit Wertpapiere wie AV bilanziert werden
./. negative Reserve




x 0,35
x 0,45



= Ergänzungskapital
= Ergänzungskapital




(bei Grundstücken In der Praxis sehr selten wegen 
hohem Aufwand.

· In der Praxis ist dies eine günstige Alternative zur Beschaffung von Ergänzungskapital. Die angerechneten Neubewertungsreserven sind im Anhang zur Bilanz und zur GuV anzugeben.

Beispiel: Neubewertungsreserven bei notierten WP

Stichtag
Kurswert
Buchwerte

31.12.1997
400

375

31.12.1998
380

375

31.12.1999
390

375

31.12.2000
460

375

( Anschaffung am 06.12.1997 zu 375

stille Reserve

a) Kurs am Bilanzstichtag 460 -> keine Berücksichtigung, da höher als Durchschnitt

b) Durchschnittskurs 400+380+390+460 = 407,5




     4

407,5-375=32,5 -> 32,5 x 0,35 = 11,375 = Neubewertungsreserve

6 Jahresabschluß

6.1 Bestandteile

· Bilanz

· GuV

· Anhang (erläutert Bilanz und GuV)

6.2 Gesetzliche Grundlagen

Die grundsätzliche Verpflichtung der KI zur Aufstellung des handelsrechtlichen JA und des Lageberichtes ergibt sich aus


§242 i. V. m. §264 und §340a HGB

Die Frist für die Aufstellung des JA ergibt sich aus § 264 Abs. 1 Satz 2 HGB, d. h. der JA und der Lagebericht sind in den ersten 3 Monaten des Geschäftsjahres für das vorangegangene Geschäftsjahr aufzustellen.

6.3 Lagebericht

Pflicht für alle KI unabhängig von Rechtsform und Größe gemäß §340a HGB.

Der Inhalt wird durch §289 HGB bestimmt. Er soll mindestens enthalten:


· Geschäftsverlauf

· Lage

außerdem:

· Vorgänge von besonderer Bedeutung nach Bilanzstichtag (§289 II Nr. 1)

· voraussichtliche Entwicklung des KI (§289 II Nr. 2)

· Forschung und Entwicklung (§289 II Nr. 3)

Ablauf, Prüfung und Veröffentlichung des Jahresabschlusses

1. Bilanzierungsstichtag 31.12. des Geschäftsjahres gemäß §242 HGB
( zuständig ist der Vorstand

2. Pflicht zur Aufstellung des JA einschließlich des Geschäftsberichtes und Einreichung an BaKred und BuBa bis 31.03. des Folgejahres gemäß §26 KWG i. V. m. §264 I und §340 a HGB

( zuständig ist der Vorstand

3. Prüfung des JA + Geschäftsberichtes durch den SGVHT bis zum 31.05. des Folgejahres gemäß §26 I, §27 I KWG
4. Vorlage des geprüften JA incl. Testat beim Verwaltungsrat

( zuständig ist der Vorstand

5. Feststellung des JA durch den Verwaltungsrat + Beschluß über die Gewinnverwendung (Gewinn nach Steuern)

( zuständig Verwaltungsrat

6. Entlastung des Vorstandes durch den Verwaltungsrat

( das bedeutet einen Verzicht auf Regreßansprüche an den Vorstand

7. Vorlage des geprüften und festgestellten JA bei BaKred, BuBa, Gewährträger und Aufsichtsbehörde

( zuständig ist der Vorstand

8. Veröffentlichung des JA:
- im Bundesanzeiger






- im Kassenraum und örtlichen Presse






- beim Handelsregister

7 Grundsätze ordnungsgemäßer Buchführung (GoB)

Voraussetzung für die Rechenschaftslegungs- und Informationsfunktion des JA:

( Vermittlung eines den tatsächlichen Verhältnissen entsprechenden Bildes der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage

( den JA nach bestimmten Regeln über die Form und den Inhalt aufstellen

Grundsätze der GoB sind:

· Wahrheit

· Klarheit

· Stetigkeit

· Realisationsprinzip und Imparitätsprinzip 

· Periodenabgrenzung 

· Vollständigkeit

Ergänzungskapital (( Zweitrangmittel) maximal 100 % des Kernkapitals





max. 50% des Kernkapitals								Kernkapitals
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